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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 12: Unsportliches Verhalten beim Sportstättenbau (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
[siehe Anlage 1]) 8 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4891 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4993 
Vertrauliche Vorlage 18/185 

– keine Wortbeiträge 
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Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und 
AfD bei Enthaltung der SPD-Fraktion zu. 

2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 16: Ein (Hochschul-) Rat für alle Fälle? (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 2]) 9 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4893 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5100 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 17: Neues Forschungsinstitut – koste es, was es wolle (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
[siehe Anlage 3]) 10 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4894 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 23: Ausgaben für Corona-Impfzentren – Optimierungen für die 
Zukunft möglich (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 4]) 11 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4895 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
bei Enthaltung der Fraktionen von SPD und AfD zu. 

5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 13: Bei Anruf Geld: Das Innovation Lab beim Landesamt für 
Zentrale Polizeiliche Dienste (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 5]) 12 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4892 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5032 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und 
AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 
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6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 14: Gefangenentransporte auf dem Prüfstand 13 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4998 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 27: Spitzencluster it’s OWL: Hauptsache Förderung, Nebensache 
Wirtschaftlichkeit 17 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4999 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 28: Neue Batterien, alte Fehler 21 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/5000 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 
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9 Ergebnisbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 

über den Jahresbericht 2023 24 

Vorlage 18/4789 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Ergebnisbericht zur Kenntnis. 

10 Verschiedenes 25 

hier: Anmerkungen zur erfolgten Ausschussreise nach Österreich 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer weist darauf hin, dass für Abstimmungen in dieser 
Ausschusssitzung „Fraktionsstärke“ vereinbart worden sei. 
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1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 12: Unsportliches Verhalten beim Sportstättenbau (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 1]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4891 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4993 
Vertrauliche Vorlage 18/185  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und AfD bei Enthaltung der SPD-Fraktion zu. 
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2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 16: Ein (Hochschul-) Rat für alle Fälle? (Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 2]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4893 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/5100  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 17: Neues Forschungsinstitut – koste es, was es wolle (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe 
Anlage 3]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4894  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 23: Ausgaben für Corona-Impfzentren – Optimierungen für die Zu-
kunft möglich (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 4]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4895  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP bei Enthaltung der Fraktionen von SPD und AfD zu. 
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5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 13: Bei Anruf Geld: Das Innovation Lab beim Landesamt für Zentrale 
Polizeiliche Dienste (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 5]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4892 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/5032  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 
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6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 14: Gefangenentransporte auf dem Prüfstand 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4998 

LMR’in Dr. Friederike Engler (LRH) berichtet: 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich erlaube mir zum besseren Ein-
stieg in das Thema „Gefangenentransporte“ einige allgemeine Anmerkungen. 
Transporte von Gefangenen werden beispielsweise aus vollzuglichen Gründen not-
wendig, etwa aufgrund der Verlegung in eine andere Anstalt, aber zum Beispiel 
auch zum Zwecke der Wahrnehmung von Gerichtsterminen oder Behandlungen im 
Justizvollzugskrankenhaus in Fröndenberg.  

Die Gefangenen sind entsprechend der Gefangenentransportvorschrift grundsätz-
lich im Sammeltransport zu befördern. Den Ablauf regelt ein bundeseinheitliches, 
auf Papier geführtes Kursbuch. Dieses stellt sich als Netzwerk von Verbindungen 
und Anschlüssen durch ganz Deutschland dar. Dabei stellt jedes Bundesland den 
Plan für sein Bundesland selbstständig auf. Sie können sich das wie ein eigenes, 
sehr komplexes Busfahrsystem vorstellen. Es sind hierin für jedes Bundesland die 
konkreten Haltestellen mit entsprechender Angabe von Uhrzeit und Wochentag be-
nannt. Zu diesen Zeiten verkehren speziell ausgerüstete Omnibusse, um Gefan-
gene ein- bzw. aussteigen zu lassen.  

In Nordrhein-Westfalen gibt es acht sogenannte Transportbehörden. Das sind sozu-
sagen die Heimatbahnhöfe der Gefangenentransportomnibusse. Von dort starten 
die Busse, und sie kehren abends auch wieder dorthin zurück. Dazu wurden zwölf 
Umlaufrouten bestimmt, auf denen die Busse zu den festgelegten Zeiten verkehren.  

Wir haben beim Ministerium der Justiz die Effizienz und Effektivität des Gefan-
genentransportwesens für Nordrhein-Westfalen hinterfragt. Das Ministerium konnte 
die Notwendigkeit der festgelegten Transportbehörden und Umlaufrouten sowie An-
zahl, Art und Einsatz der Gefangenentransportfahrzeuge nicht darlegen. Ursächlich 
hierfür sind fehlende valide Daten über die Auslastung der Strecken und die zu 
transportierenden Gefangenen. Diese werden, sofern sie überhaupt erfasst werden, 
bislang nur händisch notiert, was eine Auswertung erschwert.  

Daher haben wir uns für eine IT-gestützte Neuorganisation des Gefangenentrans-
portwesens ausgesprochen. Erfreulicherweise hat uns das Ministerium zugestimmt 
und unsere Prüfungsmitteilung zum Anlass genommen, das Gefangenentransport-
wesen in Nordrhein-Westfalen in Gänze einer Überprüfung zu unterziehen. Zu diesem 
Zwecke und zum Ausbau einer validen Datengrundlage hat es zugesagt, zunächst 
die Digitalisierung des Kursbuchs umzusetzen. Dieser Prozess wird voraussichtlich 
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mindestens bis 2028 dauern, weshalb wir uns aufgrund der langen Zeitspanne ent-
schieden haben, das Verfahren in diesem Punkt jetzt zu beenden. Wir planen aber, 
das Thema zu entsprechender Zeit wieder aufzugreifen.  

Darüber hinaus hat das Ministerium zum Bedarf an Transportfahrzeugen eine Ab-
frage zur Auslastung durchgeführt und wertet diese derzeit aus. Wir erwarten das 
Ergebnis der Auslastungsabfrage und eine Mitteilung des im Anschluss an diese 
Auswertung Veranlassten.  

Simon Rock (GRÜNE) leitet ein, dass auch die Fraktion von Bündnis90/Die Grünen 
Potenzial zur Effizienzsteigerung mit Blick auf den dargestellten Sachverhalt erkenne. 

Das Ministerium der Justiz möge darstellen, inwieweit es Übergangslösungen zur bes-
seren Transportplanung etwa in Form einer manuellen Datenzusammenführung ge-
prüft habe, um die Zeit bis zur erfolgten Digitalisierung des Kursbuchs zu überbrücken. 
Falls solche Übergangslösungen verworfen worden seien, bitte er um die Darlegung 
der Gründe hierfür.  

Ihn interessiere außerdem, wann das Ministerium mit dem Abschluss der Bedarfsana-
lyse hinsichtlich Gefangenentransportomnibussen und Gefangenentransportwagen 
rechne und ob es die Ansicht des Landesrechnungshofs teile, dass von den 20 mo-
mentan vorhandenen Gefangenentransportomnibussen 8 nicht benötigt würden. 

Er bitte den Landesrechnungshof um eine Einschätzung der angemessenen Anzahl 
an Transportbehörden – während der LRH die Notwendigkeit von acht Behörden be-
zweifle, erscheine aus Sicht des Abgeordneten auch eine einzige wie in Bayern auf-
grund der nicht gegeben Vergleichbarkeit beider Bundesländer unpassend – und um 
Mitteilung, ab wann Ergebnisse der im Hinblick auf die Auslastung angesprochenen 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen vorlägen. 

Nordrhein-Westfalen und Bayern ließen sich in mehrerlei Hinsicht sehr wohl miteinan-
der vergleichen, erwidert LMR’in Dr. Friederike Engler (LRH). So beständen etwa in 
beiden Flächenländern jeweils 36 Justizvollzugsanstalten und 12 Umlaufrouten.  

Die Anzahl der notwendigen Transportbehörden hänge direkt von den Umlaufrouten 
und deren Auslastung ab. Da Letztere ausweislich der Prüfung des Landesrechnungs-
hofs nicht festgestellt werden könne, lasse sich momentan keine konkrete Anzahl nen-
nen, ohne dem Ergebnis der Auswertung der Auslastung vorzugreifen; möglicherweise 
würden schließlich nach wie vor acht Behörden in Nordrhein-Westfalen benötigt. 

LMR Uwe Nelle-Cornelsen (JM) betont, dass beispielsweise aufgrund von Behörden-
terminen bzw. zwischen einzelnen Anstalten täglich Hunderte Gefangenentransporte 
sicher und pünktlich durchgeführt würden. 

Die einzelnen Bundesländer ließen sich nicht ohne Weiteres miteinander vergleichen. 
In Nordrhein-Westfalen säßen mit Abstand die meisten Gefangenen ein. Gleichzeitig 
schwanke das Transportvolumen abhängig von der konkreten Anzahl der Straf- und 
Untersuchungsgefangenen. 
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Aufgrund des kurzen Erhebungszeitraums von zwei Monaten zweifle das Ministerium 
der Justiz an der Validität der Ergebnisse einer ersten, im vergangenen Jahr abge-
schlossenen Datenerhebung. Daher sei im Laufe dieses Jahres eine zweite Datener-
hebung durchgeführt worden, deren Ergebnisse das JM dem Landesrechnungshof in 
Kürze mitteilen werde. Im Vorgriff auf die zukünftige Erfassung in einem digitalen Kurs-
buch, dessen Einführung voraussichtlich im Jahr 2028 erfolge, würden bereits aus die-
sen manuellen Erhebungen Schlussfolgerungen gezogen, um Effizienzsteigerungen 
zu erreichen. 

Darauf hinweisend, dass ausweislich des Berichts des Landesrechnungshofs aufsei-
ten der Transportbehörden im Vorfeld Unklarheit darüber bestehe, wie viele Gefan-
gene an den jeweils angefahrenen Justizvollzugsanstalten ein- bzw. ausstiegen, merkt 
Stefan Zimkeit (SPD) an, dass die Sicherheit das wesentliche Merkmal bei Gefan-
genentransporten darstellen müsse. Alle etwaigen Maßnahmen müssten dazu beitra-
gen, diese zu erhöhen bzw. sie nicht zu verringern.  

Er wünsche eine genauere Angabe zur Einführung des digitalen Kursbuches als „im 
Jahr 2028“ zu erfahren und hinterfrage gleichzeitig den angedachten langen Zeitraum 
bis zu dessen Einführung. Gelänge es, diese verhältnismäßig übersichtliche Verände-
rung schneller zu implementieren, bräuchte es keine etwaigen Zwischenlösungen.  

LMR Uwe Nelle-Cornelsen (JM) entgegnet, dass er als Teil der fachlich zuständigen 
Abteilung im Ministerium nur wenig Einfluss auf die Digitalisierungsprozesse nehmen 
könne. Mit Blick auf vergleichbare Prozesse erscheine ihm eine Beschleunigung aller-
dings unwahrscheinlich. 

Die Planungen beträfen die Effektivität der Organisation und Durchführung von Gefan-
genentransporten, nicht jedoch deren Sicherheit. Diese bleibe auch zukünftig gewähr-
leistet. 

Angesichts der Aussagen zu unterschiedlichen Datenerhebungen bittet Dr. Gregor 
Kaiser (GRÜNE) um Nennung eines Termins, zu dem mit konkreten, für weitere Pla-
nungen notwendigen Ergebnissen gerechnet werde.  

Durch die Umstellung von einem analog geführten auf ein digitales Kursbuch ergäben 
sich neue sicherheitsrelevante Aspekte. Ihn interessiere, wie sich ein unbefugter ex-
terner Zugriff auf solch ein digitales System verhindern lasse und wie die Sicherung 
der hochsensiblen Daten erfolge. Weiterhin wünsche er den Standort der benötigten 
Serverinfrastruktur zu erfahren. 

LMR’in Dr. Friederike Engler (LRH) hebt hervor, dass mit der Abfrage zur Auslastung 
der Bedarf an Transportfahrzeugen erhoben werden solle. Das Ministerium der Justiz 
habe nachvollziehbar dargelegt, für die Auswertung der abgeschlossenen Abfrage 
noch Zeit zu benötigen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 16 - APr 18/1216 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 05.05.2026 
35. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
LMR Uwe Nelle-Cornelsen (JM) konkretisiert, dass nach erfolgreichem Abschluss ei-
ner ersten Abfrage aufgrund des aus Sicht des Ministeriums der Justiz sehr kurzen 
Erhebungszeitraums noch eine zweite Abfrage durchgeführt werden müsse. Diese 
werden voraussichtlich Ende Juni 2026 abgeschlossen sein. Danach könne mit Ergeb-
nissen gerechnet werden. 

Bereits vorliegenden Daten ließen den Schluss zu, dass der bestehende Bedarf an 
Transportfahrzeugen eine Reduzierung ihrer Anzahl auch zukünftig nicht geboten er-
scheinen lasse; es werde voraussichtlich nicht zu Einsparungen in dem womöglich 
erhofften Ausmaß kommen können.  

MR Michael Stinn (JM) ergänzt, dass die Digitalisierung des Justizvollzugs insgesamt 
sensible Informationssicherheitsbereiche betreffe und dass entsprechende Fragen zu 
berücksichtigen seien.  

IT.NRW hoste die für die IT im Strafvollzug Nordrhein-Westfalen notwendigen Server. 
Eine Migration in die dortige Hochsicherheitsinfrastruktur sei beabsichtigt. Dies be-
treffe das zu digitalisierende Kursbuch, die angestrebte elektronische Gefangenenper-
sonalakte sowie die im Justizvollzug eingesetzten Fachverfahren. 

Die abschließende Beratung auf Grundlage eines Beschlussvorschlags zu diesem Bei-
trag solle am 16. Juni 2026 erfolgen, informiert Vorsitzender Rainer Schmeltzer. Der 
entsprechende Beschlussvorschlag werde bis zum 11. Juni 2026 erbeten. 
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7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 27: Spitzencluster it’s OWL: Hauptsache Förderung, Nebensache 
Wirtschaftlichkeit 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4999 

LMR’in Dr. Bärbel Altes (LRH) berichtet:  

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Wofür steht „it’s OWL“? Das 
steht für intelligente technische Systeme, und zwar als Cluster. Das klingt sehr mo-
dern, und das ist es wahrscheinlich auch. Es geht im Wesentlichen um einen locke-
ren Verbund von Universitäten, Forschungseinrichtungen, Unternehmen und ande-
ren Akteuren, wie es so schön heißt, die sich in den Bereichen „digitale Infrastruk-
tur“, „Innovation“ und vergleichbaren Bereichen zusammenschließen und austau-
schen sollen.  

Das Ganze klingt nicht nur modern, sonders es war offenbar von Anfang an auch 
sehr smart. Dieser Cluster „it’s OWL“ – „OWL“ steht natürlich für Ostwestfalen-
Lippe – hat im Jahr 2012 einen Wettbewerb gewonnen, sodass der Bund diesen 
Cluster von 2012 bis 2017 gefördert hat. Dann stellte der Bund die Förderung ein, 
und für das Land stellte sich die Frage: Was machen wir nun?  

Es gab dann den politischen Willen, die – Zitat – Erfolgsstory fortzuschreiben. So 
weit, so gut. Es gab einen Beschluss des Kabinetts im Jahr 2016, und dann wurde 
gefördert. Auf der Grundlage dieses Kabinettbeschlusses wurden für mindestens 
insgesamt 43 Millionen Euro entsprechende Projekte gefördert. Außerdem – das ist 
dem Beitrag nicht zu entnehmen – kamen noch mehrere Millionen Euro dazu, bis 
die Summe insgesamt 56 Millionen Euro betrug, weil auch noch eine zwischenge-
schaltete Cluster GmbH, die im Wesentlichen die Interessen der Akteure vertreten 
hat, und der Projektträger, der das Ganze abgewickelt hat, bezahlt bzw. gefördert 
werden mussten. Wir sprechen insgesamt also sogar von 56 Millionen Euro; was 
die Projekte anbelangt, um die es heute geht, handelt es sich um 43 Millionen Euro.  

Es wurde weder geprüft, ob es überhaupt noch einer Förderung bedarf – es ging ja 
wie gesagt um die Fortschreibung einer Erfolgsstory –, noch wurde geprüft, falls das 
hätte bejaht werden können, in welcher Form – außer Zuwendungen gibt es noch 
andere Formen –, in welcher Höhe und über welchen Zeitraum diese zu erfolgen 
hat. Das Thema kennen Sie mittlerweile wahrscheinlich so gut wie wir: Es geht um 
den berühmten § 7 Abs. 2 LHO, also um die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.  

Das ist sehr kurz zusammengefasst die Essenz dessen, was für den Jahresberichts-
beitrag ausgewählt worden ist. Wir hatten noch andere Feststellungen getroffen, um 
die es heute nicht geht.  
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Kurzgefasst: Grundlage war ein Kabinettbeschlusses, und das MWIKE hat auch 
noch ein Strategiepapier herangezogen, das aber erst 2019 erstellt worden ist, und 
zwar maßgeblich von der von mir schon angesprochenen Cluster GmbH. Die För-
derung erfolgte nahtlos nach der Einstellung der Bundesförderung, also ab 2018. 
Das heißt: Schon im Haushalt 2017 waren entsprechende Mittel veranschlagt.  

Ich erspare Ihnen Einzelheiten aus der ersten Stellungnahme des MWIKE. Da 
wurde noch angeführt, es gebe immerhin diesen Kabinettbeschluss, und das Stra-
tegiepapier enthalte auch Elemente der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.  

In der zweiten Stellungnahme – Spoiler! – hat das MWIKE alles eingeräumt. Es hat 
dann nicht nur alles eingeräumt, also zugegeben, dass das mitnichten auch nur 
ansatzweise einer echten bzw. angemessenen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung im 
Sinne von § 7 Abs. 2 LHO entspricht, und nicht nur Besserung gelobt, sondern auch 
vier konkrete Schritte in Aussicht gestellt. Diese haben Sie durch die Sachstands-
aktualisierung dargestellt bekommen.  

Neben dem angesprochenen Kabinettbeschluss basiere die Fortsetzung der auslau-
fenden Bundesförderung durch Landesmittel auf einem Landtagsbeschluss aus dem 
Jahr 2016, merkt Simon Rock (GRÜNE) an. Dem vorausgehenden Antrag hätten ne-
ben den damaligen regierungstragenden Fraktionen von SPD und Grünen auch alle 
Oppositionsfraktionen im Plenum zugestimmt. Dementsprechend müsste sich grund-
legende Kritik des Landesrechnungshofs an der Förderung von „it’s OWL“ bzw. an 
einer fehlenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht nur an die Landesregierung, 
sondern ebenfalls an den Landtag als Haushaltsgesetzgeber richten.  

Gegen den Landtagsbeschluss erhebe der Landesrechnungshof keinerlei Einwände, 
so LMR’in Dr. Bärbel Altes (LRH), allerdings folge hieraus kein Automatismus hin-
sichtlich der Ausgestaltung der Förderung. Denkbar seien neben Zuwendungen etwa 
auch vergünstigte Darlehen, und auch bei der Dauer und der Höhe von Förderung 
handle es sich nicht um starre Kriterien.  

Der LRH kritisiere nicht die Umsetzung des damaligen politischen Willens, sondern die 
in diesem Zuge unterbliebene Durchführung erkennbarer Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen im Sinne der Landeshaushaltsordnung. Auch stelle der LRH den erfolgrei-
chen Verlauf von „it’s OWL“ nicht in Abrede. Fraglich sei jedoch gerade aufgrund des 
Erfolgs das Erfordernis einer Förderung in Höhe von bis zu 56 Millionen Euro. 

Frank Börner (SPD) fragt, welche Schritte das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie bei der Identifizierung neuer Förderzwecke für weitere Pro-
jekte unternehme. Ihn interessiere, wie das Ministerium die Förderziele festlege und 
prüfe bzw. messe, ob diese Ziele auch erreicht worden seien. Weiterhin wünsche er 
Gründe für das Fehlen von ausreichend konkret messbaren Zielen im Vorfeld von „it’s 
OWL“ zu erfahren. 
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RB’r Kais Jendoubi (MWIKE) antwortet, dass die damalige Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung wie seitens des Landesrechnungshofs angemerkt nicht den Vorgaben der 
Landeshaushaltsordnung entsprochen habe. 

In Zusammenarbeit mit seiner Beauftragten für den Haushalt habe das Ministerium für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie daraufhin ein Handlungskonzept entwi-
ckelt, in dessen Rahmen eine Prüfung von Handlungsfeldern wie der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung nach LHO, eine Bedarfsanalyse, die Festlegung messbarer Förder-
ziele, Verknüpfungen mit Zielsystemen und Evaluationen erfolgten. Des Weiteren wür-
den Erfolgskontrollen durchgeführt, um Verwendungsnachweise entsprechend den 
Förderzielen überprüfen zu können.  

Das Konzept werde bereits aktiv angewandt. Hierdurch versuche das Ministerium, die 
Förderziele im Vorfeld zu dokumentieren, sie den Vorgaben aus der LHO entspre-
chend zu analysieren und im Anschluss abhängig davon, ob es sich um ein Programm, 
einen Aufruf oder einen Wettbewerb handle, zu bewerten. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) begrüßt, dass aus der Prüfung des Landesrechnungs-
hofs eine stärkere Berücksichtigung der Landeshaushaltsordnung inklusive der Durch-
führung standardisierter Untersuchungen und der Festlegung von Zielen folge. 

Bestandteil von „it’s OWL“ sei die Initiierung einer Imagekampagne gewesen, um die 
Region zu stärken. Er bitte um eine Einschätzung seitens des Landesrechnungshofs, 
inwiefern im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung im Vorfeld das Erreichen 
solcher Ziele geprüft bzw. messbar gemacht werden könne. 

Die Förderung eines Wirtschaftsstandorts sei nicht per se zu hinterfragen, allerdings 
müssten im Sinne von § 7 Abs. 2 LHO messbare Ziele definiert werden, um Erfolg oder 
Misserfolg einer Maßnahme feststellen zu können, betont LMR’in Dr. Bärbel Altes (LRH). 
Trotz dabei bestehender Schwierigkeiten – es sei einfacher, Kritik zu üben, als im Zuge 
dessen geäußerte Vorgaben umzusetzen – komme der das Förderprogramm aufle-
genden Stelle die Aufgabe zu, entsprechende Kriterien festzulegen.  

Aus früheren Prüfungen von Förderungen zwecks Netzwerkbildung, von Gründungs-
förderungen und Ähnlichem erinnere sie das Kriterium „Anzahl der Kontakte“. Als ent-
scheidend stelle sich die Formulierung zielgenauer Programme dar, um sich nicht der 
Gefahr auszusetzen, mit Begriffen wie „Imageförderung“ schließlich undifferenziert för-
dern zu wollen. Bei der Auflegung eines Förderprogramms müssten die vorgeschrie-
benen begleitenden und abschließende Erfolgskontrollen in jedem Fall mitgedacht 
werden.  

Über Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, die bekanntermaßen häufig Gegenstand von 
LRH-Prüfungen seien, werde im Bund, in den Ländern sowie auf unterschiedlichen 
Ebenen Nordrhein-Westfalens diskutiert. Aus dem in Rede stehenden Fall ergebe sich 
ein berechtigter Diskussionspunkt bezüglich des Umgangs mit den Vorgaben aus § 7 
Abs. 2 LHO. Abstrakt gehaltene Hinweise etwa seitens des Bundesrechnungshofs 
oder des Bundesministeriums der Finanzen müssten jeweils für den konkreten Fall 
adaptiert werden.  
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Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass die abschließende Beratung zu diesem 
Beitrag auf Grundlage eines bis zum 11. Juni 2026 erbetenen Beschlussvorschlags am 
16. Juni 2026 erfolgen solle. 
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8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 28: Neue Batterien, alte Fehler 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/5000 

LMR’in Dr. Bärbel Altes (LRH) berichtet: 

Es geht ausnahmsweise nicht um eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, sondern im 
Kern um das Thema „Dokumentation“. Das klingt nicht so sexy wie die Förderung 
des Clusters „it’s OWL“, sondern eher nach „Oh Gott, brauchen wir das? Führt das 
nicht zu noch mehr Bürokratie?“.  

Diese Prüfung zeigt sehr schön bzw. sehr anschaulich, wie ich finde, dass Doku-
mentation kein Selbstzweck ist und sie nicht nur, weil es bürokratisch ist, abzuschaf-
fen gilt, sondern dass Dokumentation durchaus eine Berechtigung hat und im Übri-
gen auch dem Haushalt dienen kann, wenn sie ordnungsgemäß erfolgt.  

Der Sachverhalt ist sehr überschaubar und kompakt darzustellen. Wir prüfen immer 
wieder Zuwendungen bei Instituten der RWTH Aachen University. Ich muss leider 
sagen, dass es immer ergiebig ist, und zwar genau mit Blick auf dieses langweilig 
klingende Thema.  

Es geht darum, dass bei diesen Instituten viele Anlagen gefördert werden, die For-
schungszwecken dienen. So weit, so gut. Diese Anlagen sind aber oft auch er-
werbswirtschaftlich nutzbar, und da wird es spannend. Es leuchtet sofort ein, dass 
öffentliche Mittel nicht für kommerzielle Nutzung eingesetzt werden sollen. Es geht 
also um eine Art von Dual Use, könnte man sagen. Um festzustellen, ob diese An-
lagen zu Forschungszwecken eingesetzt werden, wie es sein soll, oder, wie es je-
denfalls mit Blick auf die Förderung nicht sein soll – es gibt auch entsprechende 
Nebenbestimmungen, in denen das deutlich gemacht wird –, zu kommerziellen 
Zwecken, braucht es eine Dokumentation. So schließt sich der Kreis. Die Dokumen-
tation erfolgt in der Regel in Form von Maschinenbüchern, die geführt werden müs-
sen, und zwar taggenau.  

Es gibt eine sehr lange Historie, weil diese Prüfung nicht nur, aber auch eine Nach-
schau war. Das heißt: Es gab schon einmal eine Prüfung und auch einen Jahres-
berichtsbeitrag dazu, und zwar aus dem Jahr 2020.  

Vorab: Es war nie irgendetwas strittig; es ist immer alles eingeräumt worden, und 
zwar bis hin zur RWTH Aachen University selbst, der Bezirksregierung und dem 
MWIKE. Streitig ist in diesem Fall, soweit ich das überblicken kann, nichts gewesen.  

In Folge des Jahresberichtsbeitrags hat das MWIKE im Jahr 2020 zugesagt, nachdem 
auch eine externe Beratung hinzugezogen worden war, für Prozessoptimierungen 
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zu sorgen. Das eine oder andere ist sicherlich besser geworden, aber wie die Nach-
schauprüfung gezeigt hat, werden wir leider immer wieder fündig.  

Es gab dann entsprechende Vorgaben seitens des MWIKE an die nachgeordneten 
Stellen, dass vor allem bei der RWTH Aachen University besonders sensibel hinge-
schaut werden solle. Mittlerweile gibt es eine Nebenbestimmung in Folge unserer 
Prüfung, durch welche die Überprüfung, ob die Anlage erwerbswirtschaftlich oder 
zu Förderzwecken genutzt wird, erleichtert werden soll. Auch das ist ein Ergebnis 
der Prüfung.  

Wir sind seinerzeit parallel auch bei einer Art Konsortialpartner der RWTH Aachen 
University, dem Fraunhofer Institut, zu ähnlichen Feststellungen gekommen, und 
leider gab es sie bei aktuell laufenden Prüfungen erneut. Immerhin gibt es zwar jetzt 
zum Teil Maschinenbücher, aber es gibt auch weiterhin Fälle, in denen es keine 
gibt, oder in denen es welche gibt, die keine taggenauen Aufzeichnungen enthalten, 
warum auch immer. Vielleicht ist es zu attraktiv – darüber möchte ich nicht speku-
lieren –, solche Anlagen unter dem Radar auch erwerbswirtschaftlich zu nutzen.  

Das hat – das noch als Hinweis auf die Haushaltsdimension – zu einer Rückforde-
rung von sage und schreibe 1,3 Millionen Euro inklusive Zinsen geführt und zeigt – 
um meinen Einstieg noch einmal zu begründen –, dass Dokumentation durchaus 
einen Sinn hat.  

Die kommerzielle Nutzung von durch das Land geförderten Anlagen werde zu Recht 
ausgeschlossen, wenn die Unterstützung der Forschung den Förderzweck darstelle, 
so Simon Rock (GRÜNE). Im Falle einer Wirtschaftsförderung müssten außerdem 
beihilferechtliche Aspekte Beachtung finden.  

Er wünsche eine Erklärung zu erfahren, wieso der zuständigen Bezirksregierung Köln 
die wirtschaftliche Nutzung der geförderten Anlagen nicht aufgefallen sei.  

Weiterhin erbitte er eine Bewertung des Landesrechnungshofs der in zukünftigen 
EFRE-Zuwendungsbescheiden neu aufzunehmenden Nebenbestimmung bezüglich 
der Prüfmöglichkeiten geförderter Infrastruktur hinsichtlich einer etwaigen wirtschaftli-
chen Nutzung. 

LMR’in Dr. Bärbel Altes (LRH) stellt heraus, dass es sich bei der neuen Nebenbe-
stimmung um eine sichtbare und sinnvoll formulierte Maßnahme handle, deren Prak-
tikabilität sich allerdings erst noch erweisen müsse. Dementsprechend werde sich in 
weiteren Prüfungen seitens des Landesrechnungshofs zeigen, inwiefern die Neben-
bestimmung zu einer Verbesserung der Situation beitragen könne. 

RD Torsten Reck (MWIKE) erläutert, dass die wirtschaftliche Nutzung aufgrund feh-
lender Kontrollen nicht aufgefallen sei. Die Bezirksregierung fokussiere sich ange-
sichts ihrer großen Aufgabenlast traditionell auf Neubewilligungen und Mittelauszah-
lungen; die Behandlung von Vorhaben mit fünfzehnjährigen Zweckbindungsfristen und 
entsprechend langen Prüfzeiträumen wie im vorliegenden Fall erfolge grundsätzlich 
nachranging. In dem in Rede stehenden Fall sei es außerdem zu einer anscheinend 
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nicht reibungslosen Aufgabenübergabe auf der Sachbearbeitungsebene im Zuge einer 
Stellennachbesetzung gekommen.  

Das MWIKE habe die Bezirksregierung mittlerweile deutlich angewiesen, Überwa-
chungslisten zu führen und zu festen Terminen – in der Regel alle fünf Jahre – Über-
prüfungen durchzuführen. Gleichzeitig müssten Förderbegünstigte aufgrund der ange-
sprochenen Anpassung der Nebenbestimmung zukünftig alle fünf Jahre einen Über-
blick über die Nutzung von Anlagen geben. 

Weiterhin seien zukünftig revisionssichere Maschinenbücher zu führen. Dies ermögli-
che eine exakte Erfassung aller Vorgänge. Ein solches Vorgehen liege auch im Inte-
resse der Hochschulen, da sich hierdurch die für eine etwaige unsachgemäße Nutzung 
von Anlagen Verantwortlichen bestimmen ließen.  

Frank Börner (SPD) fragt, wieso die bereits 2020 bekannten Dokumentationsmängel 
erneut aufgetreten seien und warum es keine exakteren Bestimmungen hinsichtlich 
der Art der Dokumentation gegeben habe. 

Außerdem interessiere ihn, wie das MWIKE ausschließe, dass ähnliche Zweckver-
stöße nicht auch an anderen Hochschulen oder in anderen EFRE-Projekten stattfänden. 

RD Torsten Reck (MWIKE) antwortet, dass im Zuge der ersten Feststellungen des 
Landesrechnungshofs die RWTH Aachen University eigenständig einen Prozess ent-
wickelt habe, um solche Vorkommnisse zukünftig zu vermeiden. Der vorliegende Fall 
verdeutliche, dass die Einhaltung von Vorgaben wesentlich von den handelnden Per-
sonen abhänge, da im Zuge der aktuellen Prüfung des Landesrechnungshofs bei ei-
nem weiteren geprüften Institut derselben Hochschule keine Feststellungen hätten ge-
troffen werden können.  

Da seitens der Bezirksregierung keine erneute Kontrolle stattgefunden habe, seien 
erneut auftretende Mängel erst durch die jüngste Prüfung des LRH bekannt geworden. 
Die Konsequenz hieraus bestehe in einer Rückzahlung von Fördermitten durch die 
RWTH Aachen University an das Land in Höhe von 1,3 Millionen Euro. 

Im Zuge der Feststellungen aus dem Jahr 2020 erfolgten inzwischen im Abstand von 
fünf Jahren Überprüfungen. Seit dem vergangenen Jahr bestehe die Pflicht zu einer 
revisionssicheren Dokumentation. Weitere Fälle wie der in Rede stehende seien dem 
MWIKE nicht bekannt, auch seitens der Bezirksregierung habe es keine weiteren Be-
anstandungen gegeben. 

LMR’in Dr. Bärbel Altes (LRH) betont, dass die Ursachen für den vorliegenden Fall 
nicht ausschließlich in einzelne Personen, sondern in strukturellen Defiziten lägen. 

Auch zu diesem letzten Beitrag aus dem Jahresbericht 2025 bittet Vorsitzender Rainer 
Schmeltzer um einen Beschlussvorschlag bis zum 11. Juni 2026, um in der nächsten 
regulären Ausschusssitzung am 16 Juni 2026 die abschließende Beratung durchfüh-
ren zu können.  
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9 Ergebnisbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 

den Jahresbericht 2023 

Vorlage 18/4789  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer erinnert an die Ausführungen der Präsidentin des 
Landesrechnungshofs Professorin Dr. Brigitte Mandt zu dem Ergebnisbericht in der Sit-
zung des Ausschusses für Haushaltskontrolle vom 27. Januar 2026. 

Der Ausschuss nimmt den Ergebnisbericht zur Kenntnis. 
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10 Verschiedenes 

hier: Anmerkungen zur erfolgten Ausschussreise nach Österreich 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer dankt dem Ausschusssekretariat für die Organisa-
tion und Durchführung der Ausschussreise. Der Ausschuss für Haushaltskontrolle 
habe in Wien und in der Steiermark informative Einblicke in die Zuständigkeiten der 
jeweiligen Rechnungshöfe sowie in die Arbeit der zuständigen Gremien erhalten. 

gez. Rainer Schmeltzer 
Vorsitzender 

5 Anlagen 
28.05.2026/28.05.2026 



CDU-Landtagsfraktion       30.04.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 05.05.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 12 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Unsportliches Verhalten beim 
Sportstättenbau 
 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Landeszuwendung für den Neubau einer Dreifachsporthalle an einer 

Sportschule einer Kommune geprüft hat. 

Als zentrales Prüfergebnis ist festzuhalten, dass die betroffene Kommune 

gegen die zum maßgeblichen Zeitpunkt geltenden vergaberechtlichen 

Vorgaben verstoßen hat. 

Zudem wird zur Kenntnis genommen, dass ein Teil der Zuwendung 

zurückgefordert wurde, die Angemessenheit dieser Rückforderung in der 

Höhe jedoch zwischen Landesregierung und LRH unterschiedlich 

bewertet wird. 

Darüber hinaus lässt sich festhalten, dass auf Landes- und Bundesebene 

entsprechende Anpassungen im Vergaberecht erfolgt bzw. geplant sind, 

sodass gegebenenfalls vergleichbare Verstöße künftig weniger 

wahrscheinlich sind. 
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Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 05.05.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 16 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Ein (Hochschul-) Rat für alle Fälle? 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Tätigkeit der Hochschulräte geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass 

seitens des LRH eine Weiterentwicklung der Hochschulräte empfohlen 

wird. 

Der Ausschuss begrüßt, dass die Hochschulen sowie das Ministerium für 

Kultur und Wissenschaft (MKW) die Empfehlungen des LRH positiv 

aufgenommen haben und deren Umsetzung vorantreiben. 

Der Ausschuss sieht die angestrebte Professionalisierung der 

Hochschulräte positiv. Dabei erscheinen insbesondere eine proaktive 

Begleitung der Wirtschaftsführung und des Jahresabschlusses sowie eine 

vertiefte Zusammenarbeit mit dem Rektorat in strategischen Fragen 

sinnvoll. Auch die Einrichtung eines Untergremiums für 

Finanzangelegenheiten sowie eine unterstützende Geschäftsstelle 

könnten zur weiteren Stärkung der Arbeit der Hochschulräte beitragen. 

Darüber hinaus erscheint eine Orientierung an Grundsätzen guter 

Hochschulführung als ein möglicher Ansatz für die Weiterentwicklung der 

Hochschulräte. 
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GRÜNE-Landtagsfraktion 
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Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 05.05.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 17 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Neues Forschungsinstitut – koste es, was 
es wolle 
 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Förderung des Aufbaus eines neuen Forschungsinstituts durch das 

Ministerium für Kultur und Wissenschaft (MKW) geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass im 

Rahmen der Förderung des Instituts keine Wirtschaftlichkeits-

untersuchungen im Sinne der Landeshaushaltsordnung Nordrhein-

Westfalen (LHO) durchgeführt wurden. 

Ferner wird festgestellt, dass eine institutsinterne Dienstanweisung 

Ausnahmen von den Wertgrenzen für Direktvergaben vorsah, die durch 

die einschlägigen Vergabevorschriften nicht gedeckt waren. 

Der Ausschuss berücksichtigt, dass die Regelungen zur Wertgrenze bei 

der Direktvergabe im Zuge der Corona-Pandemie mehrfach angepasst 

wurden und nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Institut inzwischen 

Vergabeschulungen etabliert hat. Zugleich wird darauf hingewiesen, dass 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen auch bei Forschungseinrichtungen 

grundsätzlich erforderlich sind, ihre Aussagekraft jedoch naturgemäß 

begrenzt ist.  
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Daneben begrüßt der Ausschuss die Förderung strategisch relevanter 

Forschungsinstitute in Nordrhein-Westfalen durch das MKW sowie die bis 

Ende 2026 geplante Evaluation des Instituts. 
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CDU-Landtagsfraktion       30.04.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 05.05.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 23 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Ausgaben für Corona-Impfzentren –
Optimierungen für die Zukunft möglich 
 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Ausgaben für Corona-Impfzentren des Landes geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der 

LRH die im Zusammenhang mit dem Betrieb der Impfzentren während der 

Corona-Pandemie entstandenen Kosten teilweise kritisch bewertet. 

Der Ausschuss weist auf die während der Corona-Pandemie bestehende 

hochkomplexe Ausnahmesituation hin. In dieser war eine schnelle 

Einrichtung von Impfzentren erforderlich, um große Teile der Bevölkerung 

zügig impfen zu können. Damit wurde ein wichtiger Beitrag zum Schutz 

der Gesundheit der Bevölkerung geleistet. Zudem haben die mit den 

Impfungen verbundenen Öffnungsschritte dazu beigetragen, zusätzliche 

finanzielle Belastungen für Bevölkerung und Land in großen Teilen der 

Wirtschaft und des öffentlichen Lebens zu begrenzen. 

Aus Sicht des Ausschusses sind finanzielle Anreize für Mitarbeitende der 

Impfzentren in einer solchen Ausnahmesituation nachvollziehbar. 

Zugleich wird angeregt, bei möglichen künftigen Sonderlagen auf eine 

Landtag Nordrhein-Westfalen
  

- 30 - APr 18/1216
 Anlage 4, Seite 1 



2 
 

möglichst ausgewogene Gestaltung der Honorierung von Personal 

zwischen den Bundesländern hinzuwirken. 

Auch in Ausnahmesituationen erscheint nach Einschätzung des 

Ausschusses eine wirtschaftliche Betrachtung von Ausgaben sinnvoll, 

soweit dies unter den jeweiligen Umständen möglich ist. 
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CDU-Landtagsfraktion       30.04.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 05.05.2026 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 13 
Jahresbericht 2025 des LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen 
im Geschäftsjahr 2024: Bei Anruf Geld: Das Innovation Lab beim 
Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) das 

Innovation Lab beim Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste (LZPD) 

geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass vor 

der Einrichtung des Innovation Labs keine 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt wurde und sich im weiteren 

Verlauf zusätzliche Kosten ergeben haben.  

Ergänzend wird festgestellt, dass haushaltswirtschaftliche Vorgaben nicht 

vollständig berücksichtigt wurden. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bis zum Jahresende erfolgen soll und 

darüber hinaus Kennzahlen zur Erfolgsmessung erarbeitet werden. 

Der Ausschuss geht davon aus, dass künftig auf die Durchführung einer 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung geachtet wird. 
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